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(1) Beamte und Beamtinnen dürfen dem Dienst nicht ohne Genehmigung ihrer Dienstvorgesetzten
fernbleiben. Dienstunfähigkeit wegen Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen.

(2) Verliert der Beamte oder die Beamtin wegen unentschuldigten Fernbleibens vom Dienst nach dem
Bayerischen Besoldungsgesetz den Anspruch auf Bezüge, so wird dadurch eine disziplinarische
Verfolgung nicht ausgeschlossen.

(3) In allen übrigen Fällen, in denen der Beamte oder die Beamtin außer Dienst gestellt worden ist,
können ein anderes Einkommen oder ein beamtenrechtlicher Unterhaltsbeitrag, die infolge der
unterbliebenen Dienstleistung für diesen Zeitraum erzielt werden konnten, auf die Leistungen des
Dienstherrn angerechnet werden, wenn die Nichtanrechnung zu einem ungerechtfertigten Vorteil führen
würde. Der Beamte oder die Beamtin ist zur Auskunft verpflichtet. In den Fällen einer vorläufigen
Dienstenthebung auf Grund eines Disziplinarverfahrens finden die besonderen Vorschriften des
Disziplinarrechts Anwendung.
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